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Beiblatt zur Parlamentskorrespondenzo 

~ssbräuohe bei Viehverkäufen in Tirol • 
• a: 

An fr a g e b e a n t wo r tun g. 

5.November 1948. 

Auf die Anfrage 4er AbgeZ e c h t I und Genossen vom 15.0ktober d.J~ 

gab Dundesminister für Inneres Hel m 'e r die nachstehende schriftliche 

.An\wort: 

Seit geraumer Zeit konnte in Innsbruok ein gesetzwidriges Ansteigen 

der Viehpreise beobachtet werden. Die Bundespolizeidirektion Innsbruck 

hat daher Untersuchungen eingeleitet und festgestellt, dass die in 

Innsbruok üblichen Marktpreise weit über dem gesetzlich zulässigen Ausmasse 

lagen und auch in keinerlei Verhältnis zu den Vieheinkaufspreisen standen. 

Auf Grund dieser Feststellungen hat die Poli~eidirektion Innsbruck alle 

erreichbaren Schlusscheine über den Ankauf von Schlachtvie~ einge~ogen 

und einer genauen Uberprüfung unterworfen, mit dem Ergebnis. dass sioh 

ein Grossteil der beschlagnahmten Schlusscheine als gefälscht erwies. 

Diese Fälsohungen hatten den Zweok, grosse Preisüberschreitungen betm 

Abverkauf von Lebendvieh an die Fleischhauer zu verschleiern. 

Die inzwischen abgeschlossenen Untersuchungen fQhrt~n zur Verhaftung 

des Geschäftsführers des Tiroler Viehwirtschaftsverbandes sm Schlac~hof 

Innsbruok. Walter Schnab, des Angestellten dieses Verbandesp'Josef 

,Hausberger, des Fleischh9,ners Hosef Zach, sowie der Viehhändler Alois 

HUber und Franz Holzmann. nie Genannten wurden wegen Verdachtes des 

Amtsmissbrauches, bzw. des Betruges, der Vorschubleistung ~d des 

Verbrechens nach § 10 BDStG der Staatsanw'altschaft Innsbruck zur Anzeige 

gebracht und befinden sich gegenwärtig in Untersuchungshaft des Landes­

gerichtes Innsbruck. 

Das Ergebnis der Untersuchungen beweist, dass im grossen Ausmasse 

Manipulationen vorgenommen wurden, die ~ie ordnungsgemässe Aufbring~g 

nioht nur in Tirol; sondern· im gesamten Bundesgebiete gefährdet haben. 

So wurden u.a. vom Tiroler Viehwirtschaftsverband sogenannte Landschluss­

soheine an die Fleischhauer ausgegeben, auf denen zwar der Name des 

FleiSChhauers, nicht aber, wie vorgeschrieben, der des liefernden Bauern 

eingetragen war. 

Dadurch hatten die Fleischhauer die MQglichkeit, diese Scheine an 

beliebige Bauern abzugeben, wobei oftmals v~ Bauern kein Vieh geliefert, 

sondern der Schein nur in Geld abgelöst wurde. Auf diese Weise konnten 
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sioh--Bo.uern ihrer Liefexungspflicht ganz oder teilweise entziehen und 

haben auf Grund der gekauften Schlusscheine sogar noch Stützungsbeträge 
bezogen, obwohl sie gar kein Vieh abgeliefert hatten, 

Darüber hinaus wurde Vieh aus anderen Bundesländern angekauft und 

nach Tirol geschafft, wo es an jene Bauern verkauft wurde, die ihr Schlacht- . 

viehkontingent noch nioht erfüllt hatten. Da die Viehpreise in Tirol 

höher liegen als in den anderen Bundesländern, wurden diese Viehschiebungen 

ermöglicht" 

Ausserdemwar die Kontrolle der Eigenaufbringung vollkommen unzu­

reiohend, do.sämtliche Kontingente nur markenmässig erfasst wurden, 

während keinerlei Kontrolle des tatsächlichen Anfalles durchgeführt wurde 

und sogar sämtliohe Zufuhren aus dem Ausland, wie ZoB. argentinisches 

Gefrierfleisoh, der Eigen.aufbringung zugerechnet wurden. 

Die Polizeidirektion Innsbruck ist hier ebenso wie in den anderen 

in der Interpellntion,crwähnten Fällen, bei der Aufdeckung von Unregel­

mässigkelten i11 der i\ussenhandelsstelle Innsbruck,sowie in der Geschäft s .. 

führung der Ffurrnen Fridolin Mair und Hans und Ferdinand Sporer l sowie 
Gross_ . 

des berüohtigten'81hiebers Richard Clauss sofort eingeschl .. ittenundhat 

jc.wcils eingehende Erhebun8en eingeleitet .. D~esc führten in alle.nF,äll~n., 
•• '" -, r _ '. ___ .-. ." ,_ , ... _, 

dnzu,dass die Beschuldigten in Haft genommen wurden~ Da dieUntersuchun-
• • • '. _. ',C, .-.' ", ~ . __ 

gen in dengeno.nntenFätlen i_r das Vorliegcnschwe~wiegenderTatbestände 

ergabe~fw~rden die Akt~n d.er staatsanwaltschaft übergeben' unddi~ i~~tgc-. . " . 
nornmenen dem Landesgericht clnnsbruck--eingeliefert~' 

Es istricht:i,th dass ill all diesen Fällen die {}erichtsv~rfahren noch 
nioht zuo Abschluss'g~lG!lgt sind. 

Imbeson~er~n ka~n'zum'Fail Richnrd Clnuss noch festgestellt.werden, 

da.ss gegündiesen nach Durchführ~gurrJangreicher ErhebÜngen am '3d.April. 
1948 eine Anzeige~,~ die St':'..ats?"!l,;y-:üt30haft Innsbruck E)rstattet und elauss 

aut' Grund dieser Julzeige am-l3~:Mai Üi48 in Haft genornnen und dasVerfnhren 

g~gen ihn ~ingelen.e~ mude. 
>Es:l.s(;ioht,ig, dass der'Genaimt~' gegen eine Kaution von i50~OOO s' 

von derStaatsanwaitsch~:tt Innsbruck wieder auf -freien Fuss gesetzt 'Wurde. 
Gcgeri(Ü.~se·'Entlassung hut so;ohl " das Bundesninisterium .' für Volksernähmng 

"., ,". .... '. . ',' 

als auch' das 13undesministeriumfür Inneres beim B~ndesmin:i.steriuni fÜr 

Just~z V?rsielll,lll~en erho~en" " . 
.. Im Falle. WalterSchwab- und Genossenllnt die' Pol:i.zeiciirektion'·· ." 

Innsbruck·am6.sePte~bGr"'i948vond~nMEihi:p~la:ti~n~nmit S~hluSsche~en 
Kenntniserlia.lt~n'Und dara.ufhin sofort·bei·~il~~ Innsbruok~~Fl.ei~ohhauern 
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dia erreichbaren Sch1usscheine eingezogen und überprüft. Ein Teil dieser 

Schlussoheine konnte allerdings nicht· mehr,sichergestell~ werden; da sie von 

den Flaisschhauern vernichtet worden waren o 

Ausgehend von dieser Amtshand1ung,wurden dann durch Einvernahme der 

Besohuldigten und duroh Initiativnachforschuneen der ?olizeidirektio~ die 

gesamten Misstände aufgedeckt und am 5.0ktober 1948 der staatsanwaltschaft 

zur Anze~ge gebracht. 

Neben dem bisher Veranlassten wird jedoch auch weiterhin die gesnnte 

Viehaufbringung einer strengen Kontrolle unterzogen und, wo dies möglich ist! 

werden ergänzende Erhebungen durchgefüh~9 

Darüber hinaus sollen aber auch Massna.b.meh getl."offen werden, die da:flir 

Gewähr blieten,d~ss Maohenschaften, wie sie jetzt in Tirolaufgedeckt wurden, 

sowohl in Tirol vlie in jedem anderen Burideslc.nd in Zukunft von vornherein 

unmögli~h geoacht werden. ,Diesbezüglioh werden folgenden Vorkehrungen 

g-et.rot'fen: 

a) Einführ.ung einer Trnnsportscheinpflicht nicht nur für Schlaohtvieh, 
sondern auch für Nutz-und Zuchtvieh. 

b) Strikte Einhaltung der bundeseinheit110hcn Fleischpreise auch in ~irol 
und Voralrberg, um einen Zustrom von Vieh aus den anderen Bundesländern 
infolge der in den beiden westlichen Ländern entgegen den bundeseinhe1t­
lichen Riohtlinien festgesetzten höheren Preise zu vermeiden. 

0) Es wird Vorsorge getroffen werden, dass dievan den zuständigen Ministerien 
erlassene Anordnung Nr.25 vom 1.September 1948 über den Verkehr mit 
Sohlachtvieh, Fleisoh 1l1ldFleischwaren und Schlachtnebenerzeugnissen, 
welohe in Tirol und Vorarlberg bisher nicht in vollem Unfange in Geltung 
gesetzt wurden und wodurch die aufgedeckten Vieh-und Fleisehschiebungen 
begünstigt werden konnten, auch i~ diesen Bundesländern ohne Abweichungen 
genauestens eingehalten werden. 

d) Eine zusätzliche Kontrolle soll durch Einführu..'lg von Meldungen der 
Fleischhauer, bzw.~~rktkomnissäre an die Landesstelle des Österrei­
cn1sohen Viehwirtschaftsverbandes über die an Viehr:larkt Innsbruok tat­
sächlich übernommenen Vieh-bzw"Fleisohnengen und deren Vergleich z:ü.t , 
den Dokumenten1 welche dieoGebietsaufkäufer den abliefernden Bauern 
ausstellen, erzielt werden. 

Ersohleichung von Stützungsbeträgen mittels erkaufter Ablieferungs­

dokuoente (Landschluss- oder Stellscheine) oder durch Erstattung falscher 

Angaben'über Qualität,~zw.Gewicht des gelieferten Viehs,.wie sie sich jct.zt 

in Tirol ereignet haben, sind in Zukunft nicht I:lehrI:löglich, da die 

Stützungen in~/ischen in Wegfall gekommen sind. 
Abschliessend kann festgestellt werden, dass vam Bundesclnisteriun 

für Inneres sowie den n1:',chgeordneten Folizeidienststellen in sämtlichen 
Fällen sofort eingeschritten und alles, was zur Aufklärung und Abstellung 
der beknnntgewordenen lnsstände unternonmen werden konnte, ohne Rücksicht 
auf die Beteiligten durohgeführt wurde,<> 

Gleichzeitig hat das Bundesr;J.inisteriur.J fürln~eres die zuständigen 
Ressortministerien dringend ersucht, die nufgozeigten Massn&hmen und alles~ 
was zu deren Durohsetzung veranlasst werden nuss, umgehend ZU treffen; UD 
eine Wiederholung derartiger Unzukömoliohkciten für die Zukunft Ul'IDlöglioh 
zu oaohen~ -0-.-.-0. 
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